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ßerordentlich hoch wäre. Außerdem wissen Sie, dass ein
Teil der alten Strecke sogar ein Kulturdenkmal ist, das man
gar nicht so einfach entfernen könnte.

Wer ein Abzweigen von Geldern aus dem Mautaufkommen
für den Schienenausbau fordert, hat das Betreibermodell
nicht verstanden. Darauf hat Herr Kollege Scheuermann
schon hingewiesen.

Das Gleiche gilt für den Vorschlag der Grünen, die Maut
heraufzusetzen. Das ginge zum einen aus rechtlichen Grün-
den nicht und würde zum anderen den Lkw-Wirtschaftsver-
kehr zusätzlich belasten. Wir lehnen dies deshalb ab.

(Beifall bei der FDP/DVP und Abgeordneten der
CDU – Abg. Blenke CDU: Den Spediteuren geht

es schon schlecht genug!)

Stellv. Präsidentin Beate Fauser: Das Wort erteile ich
Herrn Abg. Boris Palmer.

(Abg. Heiderose Berroth FDP/DVP: Jetzt gehts
los!)

Abg. Boris Palmer GRÜNE: Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Zu später Stunde eine kurze Begründung
unseres Antrags zur Mautfinanzierung des Albaufstiegs:
Hier geht es um eine Grundsatzentscheidung weg von der
bisher praktizierten Steuerfinanzierung hin zur Nutzerfinan-
zierung.

Wir Grünen hegen Sympathien für den Gedanken der Nut-
zerfinanzierung, weil er der alten Forderung „Die Preise
müssen die Wahrheit sagen!“ entspricht. Bisher ist es so,
dass der Nutzer einer Autobahn im Moment der Nutzung
nicht zur Kasse gebeten wird und dass dieses Gut Auto-
bahnbenutzung, solange es kostenlos ist, deswegen übermä-
ßig beansprucht wird.

Bezüglich der konkreten Ausgestaltung beim Albaufstieg
der A 8 haben wir doch erhebliche Bedenken. Diese Beden-
ken konzentrieren sich auf zwei Punkte:

(Abg. Heiderose Berroth FDP/DVP: Unser Beden-
kenträger!)

einerseits auf den Flächenverbrauch und andererseits auf
das Konkurrenzverhältnis zur Schiene.

Beim Übergang zu einer Nutzerfinanzierung des Straßen-
baus entsteht grundsätzlich das Problem, dass eine zusätzli-
che Vorhaltung einer mautfreien Infrastruktur eine Verdop-
pelung des Netzes zur Folge hat. Genau das können wir hier
beobachten: Nach dem Vorschlag der Landesregierung soll
nicht nur ein sechsspuriger neuer Aufstieg gebaut werden,
sondern es soll weiterhin auch ein zweispuriger mautfreier
Abschnitt erhalten bleiben. Das ist das klassische Problem
der Verdoppelung der Infrastruktur.

Diese Verdoppelung der Infrastruktur lehnen wir aus zwei
Gründen ab: erstens wegen des damit einhergehenden Flä-
chenverbrauchs und der Zerschneidung der Landschaft und
zweitens aus Haushaltsgründen, weil die Unterhaltung eines
doppelten Netzes natürlich auch doppelt so teuer kommt.
Dafür fehlt uns das Geld.

Im Übrigen sind wir der Meinung, dass die Schwüre der
Landesregierung zur Reduktion des Flächenverbrauchs an
solchen Projekten gemessen werden müssen. Es gibt eine
Studie der von Ihnen zur Auflösung freigegebenen Akade-
mie für Technikfolgenabschätzung, die darauf hinweist,
dass für die Erzeugung der Produkte, die Baden-Württem-
berg aus dem Ausland bezieht, zum Beispiel Baumwolle,
14-mal so viel Fläche beansprucht wird, wie das Land Ba-
den-Württemberg hat. Wir haben aber nicht 14 Globen in
der Hinterhand. Aus diesem Grund müssen wir mit der Flä-
che sparsam umgehen.

Das zweite Problem, das Konkurrenzverhältnis zur Schiene

(Unruhe)

– Frau Präsidentin, wenn Sie hier für etwas Ruhe sorgen
könnten, wäre ich Ihnen dankbar –, liegt auf der Hand. Es
hat wiederum zwei Dimensionen: Die erste ist der Mittel-
entzug. Wenn hier ein privat vorfinanziertes Modell zum
Tragen kommt, entfällt die allgemeine Lkw-Maut, und da-
mit entfallen Einnahmen, die ansonsten für den Ausbau des
Schienennetzes zur Verfügung stehen würden.

Die zweite Dimension ist die Reisezeitverkürzung für die
Straße, der keine gleiche Reisezeitverkürzung bei der
Schiene gegenübersteht. Das bedeutet eine Besserstellung
des Straßenverkehrs im Verhältnis zur Schiene. Da wir wis-
sen, dass der Neubau der ICE-Strecke Stuttgart–Ulm vor al-
lem an den Finanzmitteln hängt, beantragen wir, einen Teil
der Erlöse aus der Mautfinanzierung so, wie es auch zu er-
warten gewesen wäre, wenn die normale Lkw-Maut auf die-
ser Strecke gelten würde, für den Ausbau der ICE-Trasse zu
verwenden.

(Abg. Heiderose Berroth FDP/DVP: Traumtänzer!)

Ich nehme, wie es sich wohl gebührt, zu den Anträgen der
anderen Fraktionen nach den Ausführungen des Ministers
Stellung.

(Beifall bei den Grünen)

Stellv. Präsidentin Beate Fauser: Meine Damen und Her-
ren, ich erteile das Wort Herrn Minister Müller.

(Abg. Hauk CDU: Uli, deine besten Reden waren
die kürzesten! Denk daran! – Beifall im ganzen

Haus – Glocke der Präsidentin)

Stellv. Präsidentin Beate Fauser: Meine Damen und Her-
ren, ich bitte um Ruhe.

Minister für Umwelt und Verkehr Müller: Meine sehr
geehrten Damen und Herren! Die vier Anträge sind ein bun-
ter Strauß, den ich als ein Geburtstagsgeschenk natürlich
gerne annehme. Aber es ist etwas schwierig, zu der Fülle
der angesprochenen Themen hier, zumal zu dieser Abend-
stunde, noch etwas Vernünftiges zu sagen. Ich will versu-
chen, so kurz wie möglich ein paar Dinge anzusprechen.

Erstens: Wie ist die aktuelle Finanzlage im Bundesfernstra-
ßenbau?

Zweitens: Was ist strukturell zur finanziellen Situation zu
sagen?
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chen, wird uns in die Lage versetzen, in einem überschau-
baren Zeitraum tatsächlich ein Schlüsselproblem zu lösen,
und zwar mit der richtigen Konzeption, die wir dem Bund
auch vorgeschlagen haben.

Ich kann übrigens nicht ausschließen, dass es beim Timing
gewisse Verzögerungen gibt, je nachdem, wie das Planfest-
stellungsverfahren abläuft und ob es möglicherweise Kla-
gen gibt. Ich kann auch nicht ausschließen, dass es teurer
wird als geplant. Dann wird eben die Maut noch ein biss-
chen steigen müssen. Es ist der Vorteil dieser Lösung, dass
wir mit der Maut praktisch die jeweiligen Kosten finanzie-
ren können. Aber ich bin stolz, muss ich Ihnen wirklich sa-
gen, in einem verminten Gelände – wenn es wirklich einmal
an den Geldbeutel des Autofahrers geht, und zwar auch des
Pkw-Fahrers, ist es ein vermintes Gelände – den Kopf hin-
gehalten zu haben. Zum Schluss haben wir in dieser Frage
einen Konsens erzielt, dass wir die Geschichte so machen
sollten.

Lassen Sie mich zum Schluss, meine Damen und Herren,
zum Thema „Antistau-Verkehrsmanagement und Verkehrs-
telematik“ etwas sagen. Ich fange mit etwas Positivem an
und sage dann auch etwas Selbstkritisches.

Das Positive ist: Im Bereich des Gemeindeverkehrsfinan-
zierungsgesetzes haben wir bislang praktisch jedes Ver-
kehrstelematikprojekt, das überhaupt beantragt wurde, fi-
nanziert bzw. mit 70 % und früher mit 80 % bezuschusst,
weil ich davon überzeugt bin, dass man gerade im inner-
städtischen Bereich mit Parkleitsystemen, mit Busbevor-
rechtigungen und anderen Lenkungsmaßnahmen wirklich
Segensreiches bewirken kann. Da sind wir gut.

Nicht so gut sind wir in dem anderen Bereich, vor allem
dem Autobahnbereich, um den es ja im Wesentlichen geht.
Das hatte im Kern zwei Gründe. Erstens ist uns unser In-
dustriepartner bei der Neukonzeption der Verkehrsrechner-
zentrale in Ludwigsburg ausgefallen. Der hat schlicht die
Aufgabe nicht gestemmt. Der Vertrag ist mittlerweile rück-
abgewickelt.

Zum Zweiten: Wir haben jahrelang auf eine Strategie ge-
setzt, die lautet: Der Staat stellt die Daten zur Verfügung,
die Privatwirtschaft soll anschließend die „Mehrwertdiens-
te“ erbringen. Das hat sich als eine Konzeption erwiesen,
die nicht realistisch war.

Wir werden jetzt zusammen mit dem Bund eine neue Ver-
kehrsrechnerzentrale – mit einigen anderen Maßnahmen zu-
sammen – in der Größenordnung von ungefähr 25 Millio-
nen € entwickeln. Finanzverteilung: 10 Millionen € aus dem
Landesstraßenbau, 15 Millionen € vom Bund. Ich hoffe,
dass wir dann an der Spitze der Entwicklung stehen werden.

Das Ganze ist ein Baustein im Rahmen unserer Kommissi-
on Staumanagement. Zwei andere Bausteine sind das The-
ma Baustellenmanagement und das Thema „Dritte Spuren
auf den Autobahnen“. Das alles sind Krücken und Notmaß-
nahmen. Die Kommission Staumanagement wird im Früh-
jahr 2003 ihren Bericht vorlegen.

Insgesamt sollten wir uns aber nicht darüber hinwegtäu-
schen, dass Verkehrslenkungen zwar kleine Störungen be-

seitigen können, nicht aber die strukturellen Probleme. Die
strukturellen Probleme beseitigen wir dann, wenn wir einen
Grundkonsens darüber erzielen, dass wir mehr Geld für den
Straßenbau benötigen und dass die Schlüsselprobleme nicht
im kommunalen und im Landesstraßenbau, sondern im
Bundesfernstraßenbau liegen. Kämpfen Sie mit uns zusam-
men im Interesse unseres Landes!

(Beifall bei der CDU und der FDP/DVP)

Stellv. Präsidentin Beate Fauser: Das Wort erteile ich
Herrn Abg. Palmer.

(Oh-Rufe von der CDU und der FDP/DVP – Abg.
Hauk CDU: Herr Palmer darf nicht so lange reden!

Er hat heute nicht Geburtstag!)

Abg. Boris Palmer GRÜNE: Frau Präsidentin, meine Da-
men und Herren! Nachdem der Herr Minister 20 Minuten
lang geredet hat, nehme ich mir die Zeit, die mir zur Verfü-
gung steht – weitere sechs Minuten; ich hätte mich sonst
kürzer gefasst –,

(Abg. Scheuermann CDU: Man könnte auch mal
kollegial sein! Wir wissen eh, was Sie sagen!)

um den zweiten Teil auch noch vorzutragen.

Herr Minister, es war bemerkenswert, wie Sie Ihre Argu-
mentationslinie heute gewechselt haben. In der Vergangen-
heit haben wir immer vorgeworfen bekommen, der Bund
kürze die Mittel beim Straßenbau. Jetzt liegt ein Antrag der
Fraktion der SPD vor, der beweist, dass dies nicht der Fall
war. Jetzt sagen Sie, so wichtig sei es doch nicht, wie viel
Geld in der Vergangenheit geflossen sei. Sie hätten viel-
leicht diese Vorwürfe in der Vergangenheit unterlassen sol-
len. Tatsache ist – das lässt sich der Stellungnahme zu dem
Antrag entnehmen –: Im Durchschnitt der Jahre 1995 bis
1998 wurden 375 Millionen DM für den Bundesfernstra-
ßenbau in Baden-Württemberg zur Verfügung gestellt. Im
Durchschnitt der Jahre 1999 bis 2002 sind es 383 Millio-
nen DM, also mehr als zuvor. Deswegen ist alles, was Sie
zu den Kürzungen von sich gegeben haben, unwahr.

(Beifall bei den Grünen und der SPD – Zuruf des
Abg. Teßmer SPD)

Weiter war es bemerkenswert, wie Sie auch heute versucht
haben, das Publikum mit Zahlentricksereien zu verwirren.
Bei Ihren eigenen Leuten mag das gelingen, bei uns nicht.

(Beifall bei der SPD und der Abg. Brigitte Lösch
GRÜNE)

Wie immer steht in der Fußnote: Nicht berücksichtigt wird
dabei die Refinanzierung.

(Abg. Dr. Caroli SPD: Die wird dazugezählt!)

Dies steht auch in der Stellungnahme zu dem Antrag der
SPD. Tatsache ist: Die Refinanzierungskosten für den En-
gelbergtunnel und für zwei weitere Projekte erdrücken die-
sen Titel im Haushalt. Deswegen können in Baden-Würt-
temberg kaum mehr neue Bauvorhaben durchgeführt wer-
den. Das geht auf Ihre Verantwortung in der Vergangenheit
zurück.
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(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD
– Abg. Teßmer SPD: Ja! So ist es!)

Hören Sie auf, das bei der Bundesregierung abzuladen!

Heute stellen Sie sich hin und sagen, Refinanzierung, priva-
te Vorfinanzierung sei zwar kein Fehler, aber eine Sünde
gewesen. Es bleibt einem Katholiken vorbehalten, die Wer-
tung vorzunehmen, was schlimmer ist. Hätten Sie es aber
damals gesagt – wir haben es immer gesagt –, hätten wir
heute das Problem nicht.

(Abg. Scheuermann CDU: Und dann?)

– Wir haben die private Vorfinanzierung immer abgelehnt,
Herr Kollege Scheuermann.

(Abg. Scheuermann CDU: Und dann?)

– Dann hätten wir heute nicht das Problem, ganz einfach.

(Abg. Heiderose Berroth FDP/DVP: Dann hätten
wir aber ein anderes Problem, und zwar ganz mas-

siv!)

Wir hätten nicht die zusätzlichen Kosten, die durch die Re-
finanzierung entstehen, und könnten das Projekt langsam,
wie es sich gehört, abwickeln.

Zweitens: Wenn Sie aber schon erkennen, dass es sich um
eine Sünde handelt, und selbst sagen, Sünden sollte man
nicht wiederholen, warum haben wir dann im Landeshaus-
halt für den Straßenbau genau dasselbe wieder? Ihre Son-
derprogramme basieren auf der Idee: heute bauen, morgen
zahlen. Alle Sonderprogramme für den Straßenbau werden
genau denselben Effekt im Landeshaushalt haben. Dann fra-
ge ich Sie in fünf Jahren: „Sind Sie jetzt in der Hölle? Sie
haben schon wieder gesündigt, Herr Minister.“

(Beifall bei den Grünen und der SPD – Abg.
Knapp SPD: Und das am Geburtstag! – Abg. Teß-
mer SPD: Dort trifft er seine ganze Bekanntschaft!)

Der dritte Punkt – der ist wirklich bemerkenswert –: Sie
stellen sich hier in Baden-Württemberg hin und fordern:
„Der Osten möge verzichten. Wir brauchen wieder mehr
Geld in Baden-Württemberg.“ Zugleich reisen Sie natürlich
durch den Osten und sprechen dort von einer Benachteili-
gung der neuen Bundesländer. In dem Moment, in dem Sie
als Minister in Ostdeutschland auftreten und dort erklären,
dass dort weniger gebaut werden solle, weil Sie das Geld
hier brauchten, nehme ich Ihnen das ab. Ansonsten ist das
purer Populismus.

(Beifall bei Abgeordneten der Grünen und der SPD
– Zuruf des Abg. Scheuermann CDU)

Nun zu dem Antrag der CDU. Es ist richtig: Die Grünen ha-
ben verhindert, dass diese Mittel in den Bereich des Stra-
ßenbaus umgeschichtet wurden. Wir stehen auch heute da-
zu, und wir wollen das auch weiterhin. Es ist ganz einfach:
Wenn diese Mittel in den Bereich des Straßenbaus umge-
schichtet werden, sind sie weg.

(Abg. Heiderose Berroth FDP/DVP: Die sind nicht
weg!)

Unser Vorschlag lautet, diese Mittel zu belassen

(Abg. Heiderose Berroth FDP/DVP: Sie sind nicht
weg!)

und sie in späteren Jahren der Bahn zur Verfügung zu stel-
len. Wir können im Jahr 2004 über erhöhte Etats für die
Bahn verfügen.

(Zuruf des Abg. Scheuermann CDU)

Das hätten wir ansonsten nicht zur Verfügung gehabt.

Herr Kollege Göschel hat bereits erklärt, dass Sie an dem
Problem schuld sind, weil Sie die Bahn über Jahre unter-
finanziert haben und deswegen die Planungsingenieure ent-
lassen wurden. Wir baden hier wieder das aus, was Sie uns
eingebrockt haben. Ersparen Sie uns also bitte diese Vor-
würfe!

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der
SPD – Abg. Heiderose Berroth FDP/DVP: Gleich
bricht das große Bedauern aus! – Abg. Fleischer

CDU: Scherzkeks!)

Dann finde ich es doch sehr bemerkenswert, Herr Kollege
Scheuermann, dass Sie sich darüber freuen, dass das Land
beim Antistauprogramm gut bedient wird. Analysieren wir
das. Was heißt „gut bedient“? 80 % für die Straße, 20 % für
die Schiene. Da erkennt man, worum es Ihnen geht. Es ist
sehr konsistent mit der Forderung, Mittel von der Schiene
zur Straße umzuschichten. Wenn die Straße bedient wird,
sind Sie zufrieden. Wenn wir bei der Schiene etwas erhal-
ten, poltern Sie hier durch den Saal.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der
SPD – Abg. Scheuermann CDU: Sie drehen einem
das Wort im Mund herum! – Abg. Heiderose Ber-
roth FDP/DVP: Das macht er doch immer! – Abg.
Scheuermann CDU: Wenn ich so unkollegial wie
Sie wäre, ginge ich jetzt um 20 Uhr noch hinaus
und würde Sie widerlegen! Aber so unkollegial bin

ich nicht! – Zurufe von der SPD)

– Herr Kollege Scheuermann, Sie haben das Recht dazu;
ich gestehe es Ihnen gerne zu.

Zu unserem Antrag hat der Minister natürlich nichts gesagt.
Die von mir genannten Probleme der doppelten Infrastruk-
tur und des erhöhten Flächenverbrauchs blendet er aus. Er
ist wieder nur Verkehrsminister; der Umweltminister redet
nicht, wenn es um den Verkehr geht. Ich kann das nur be-
dauern. Wir halten auf jeden Fall an unserem Beschlussan-
trag fest, weil wir diese Art der doppelten Infrastruktur
nicht mittragen können.

Was den FDP/DVP-Antrag angeht, verschenke ich jetzt
noch eine Minute Redezeit. Ich sage Ihnen nur: Er scheint
mir insgesamt so intelligent zu sein wie die „intelligenten
Straßen“ und wie alle Anträge der FDP/DVP im Verkehrs-
bereich. Also kommentiere ich ihn nicht weiter.

(Beifall bei den Grünen und Abgeordneten der
SPD – Abg. Heiderose Berroth FDP/DVP: Da

muss man ja direkt dankbar sein!)


